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Auszug aus der 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
 

(Die Verordnung tritt am 25. Mai 2018 in Kraft) 

https://dsgvo-gesetz.de/ 

Art. 5 DSGVO Grundsätze für die Verarbeitung 

personenbezogener Daten 

1. Personenbezogene Daten müssen  

1. auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene Person 
nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach 
Treu und Glauben, Transparenz“); 

2. für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in 
einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden; 
eine Weiterverarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für 
wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gilt 
gemäß Artikel 89 Absatz 1 nicht als unvereinbar mit den ursprünglichen Zwecken 
(„Zweckbindung“); 

3. dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung 
notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“); 

4. sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle 
angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im 
Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder 
berichtigt werden („Richtigkeit“); 

5. in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur 
so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich 
ist; personenbezogene Daten dürfen länger gespeichert werden, soweit die 
personenbezogenen Daten vorbehaltlich der Durchführung geeigneter technischer und 
organisatorischer Maßnahmen, die von dieser Verordnung zum Schutz der Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Person gefordert werden, ausschließlich für im öffentlichen 
Interesse liegende Archivzwecke oder für wissenschaftliche und historische 
Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1 verarbeitet 
werden („Speicherbegrenzung“); 

6. in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der 
personenbezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder 
unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter 
Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung durch geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen („Integrität und Vertraulichkeit“); 

2. Der Verantwortliche ist für die Einhaltung des Absatzes 1 verantwortlich und muss dessen 
Einhaltung nachweisen können („Rechenschaftspflicht“). 

Passende Erwägungsgründe 

(39) Grundsätze der Datenverarbeitung  

https://dsgvo-gesetz.de/
https://dsgvo-gesetz.de/art-89-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-89-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-39/
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Art. 6 DSGVO Rechtmäßigkeit der Verarbeitung 

1. Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nachstehenden 
Bedingungen erfüllt ist:  

1. Die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten für einen oder mehrere bestimmte Zwecke gegeben; 

2. die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die 
betroffene Person ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich, 
die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen; 

3. die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der der 
Verantwortliche unterliegt; 

4. die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffenen Person 
oder einer anderen natürlichen Person zu schützen; 

5. die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich, die im 
öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem 
Verantwortlichen übertragen wurde; 

6. die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen 
oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten 
erfordern, überwiegen, insbesondere dann, wenn es sich bei der betroffenen Person 
um ein Kind handelt. 

Unterabsatz 1 Buchstabe f gilt nicht für die von Behörden in Erfüllung ihrer Aufgaben 
vorgenommene Verarbeitung. 

2. Die Mitgliedstaaten können spezifischere Bestimmungen zur Anpassung der Anwendung 
der Vorschriften dieser Verordnung in Bezug auf die Verarbeitung zur Erfüllung von Absatz 
1 Buchstaben c und e beibehalten oder einführen, indem sie spezifische Anforderungen für 
die Verarbeitung sowie sonstige Maßnahmen präziser bestimmen, um eine rechtmäßig 
und nach Treu und Glauben erfolgende Verarbeitung zu gewährleisten, einschließlich für 
andere besondere Verarbeitungssituationen gemäß Kapitel IX. 

3. Die Rechtsgrundlage für die Verarbeitungen gemäß Absatz 1 Buchstaben c und e wird 
festgelegt durch  

1. Unionsrecht oder 

2. das Recht der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt. 

Der Zweck der Verarbeitung muss in dieser Rechtsgrundlage festgelegt oder hinsichtlich 
der Verarbeitung gemäß Absatz 1 Buchstabe e für die Erfüllung einer Aufgabe erforderlich 
sein, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die 
dem Verantwortlichen übertragen wurde. Diese Rechtsgrundlage kann spezifische 
Bestimmungen zur Anpassung der Anwendung der Vorschriften dieser Verordnung 
enthalten, unter anderem Bestimmungen darüber, welche allgemeinen Bedingungen für 
die Regelung der Rechtmäßigkeit der Verarbeitung durch den Verantwortlichen gelten, 
welche Arten von Daten verarbeitet werden, welche Personen betroffen sind, an welche 
Einrichtungen und für welche Zwecke die personenbezogenen Daten offengelegt werden 
dürfen, welcher Zweckbindung sie unterliegen, wie lange sie gespeichert werden dürfen 
und welche Verarbeitungsvorgänge und -verfahren angewandt werden dürfen, 
einschließlich Maßnahmen zur Gewährleistung einer rechtmäßig und nach Treu und 

https://dsgvo-gesetz.de/kapitel-9/
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Glauben erfolgenden Verarbeitung, wie solche für sonstige besondere 
Verarbeitungssituationen gemäß Kapitel IX. Das Unionsrecht oder das Recht der 
Mitgliedstaaten müssen ein im öffentlichen Interesse liegendes Ziel verfolgen und in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem verfolgten legitimen Zweck stehen. 

4. Beruht die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die 
personenbezogenen Daten erhoben wurden, nicht auf der Einwilligung der betroffenen 
Person oder auf einer Rechtsvorschrift der Union oder der Mitgliedstaaten, die in einer 
demokratischen Gesellschaft eine notwendige und verhältnismäßige Maßnahme zum 
Schutz der in Artikel 23 Absatz 1 genannten Ziele darstellt, so berücksichtigt der 
Verantwortliche – um festzustellen, ob die Verarbeitung zu einem anderen Zweck mit 
demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten ursprünglich erhoben wurden, 
vereinbar ist – unter anderem  

1. jede Verbindung zwischen den Zwecken, für die die personenbezogenen Daten 
erhoben wurden, und den Zwecken der beabsichtigten Weiterverarbeitung, 

2. den Zusammenhang, in dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden, 
insbesondere hinsichtlich des Verhältnisses zwischen den betroffenen Personen und 
dem Verantwortlichen, 

3. die Art der personenbezogenen Daten, insbesondere ob besondere Kategorien 
personenbezogener Daten gemäß Artikel 9 verarbeitet werden oder ob 
personenbezogene Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten gemäß 
Artikel 10 verarbeitet werden, 

4. die möglichen Folgen der beabsichtigten Weiterverarbeitung für die betroffenen 
Personen, 

5. das Vorhandensein geeigneter Garantien, wozu Verschlüsselung oder 
Pseudonymisierung gehören kann. 

Passende Erwägungsgründe 

(39) Grundsätze der Datenverarbeitung (40) Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung (41) 
Rechtsgrundlagen und Gesetzgebungsmaßnahmen (42) Beweislast und Erfordernisse einer 
Einwilligung (43) Zwanglose Einwilligung (44) Vertragserfüllung oder -abschluss (45) Erfüllung 
rechtlicher Pflichten (46) Lebenswichtige Interessen (47) Überwiegende berechtigte Interessen 
(48) Überwiegende berechtigte Interessen in der Unternehmensgruppe (49) Netz- und 
Informationssicherheit als überwiegendes berechtigtes Interesse (50) Weiterverarbeitung (171) 
Aufhebung der RL 95/46/EG und Übergangsbestimmungen  

Passende Paragraphen des BDSG (neu) 

§ 3 BDSG (neu) Verarbeitung personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen § 4 BDSG 
(neu) Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume § 23 BDSG (neu) Verarbeitung zu 
anderen Zwecken durch öffentliche Stellen § 24 BDSG (neu) Verarbeitung zu anderen Zwecken 
durch nichtöffentliche Stellen § 25 BDSG (neu) Datenübermittlungen durch öffentliche Stellen § 
26 BDSG (neu) Datenverarbeitung für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses § 27 BDSG 
(neu) Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken und zu 
statistischen Zwecken § 31 BDSG (neu) Schutz des Wirtschaftsverkehrs bei Scoring und 
Bonitätsauskünften  

  

https://dsgvo-gesetz.de/kapitel-9/
https://dsgvo-gesetz.de/art-23-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-10-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-39/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-40/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-41/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-41/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-42/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-42/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-43/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-44/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-45/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-45/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-46/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-47/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-48/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-49/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-49/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-50/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-171/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-171/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/3-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/4-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/4-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/23-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/23-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/24-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/24-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/25-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/26-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/26-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/27-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/27-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/27-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/31-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/31-bdsg-neu/
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Art. 7 DSGVO Bedingungen für die Einwilligung 

1. Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss der Verantwortliche nachweisen 
können, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten 
eingewilligt hat. 

2. Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, die noch 
andere Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in verständlicher und 
leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, dass es von 
den anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. Teile der Erklärung sind dann nicht 
verbindlich, wenn sie einen Verstoß gegen diese Verordnung darstellen. 

3. Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den 
Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 
Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Die betroffene Person wird vor Abgabe der 
Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. Der Widerruf der Einwilligung muss so einfach 
wie die Erteilung der Einwilligung sein. 

4. Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, muss dem Umstand in 
größtmöglichem Umfang Rechnung getragen werden, ob unter anderem die Erfüllung 
eines Vertrags, einschließlich der Erbringung einer Dienstleistung, von der Einwilligung zu 
einer Verarbeitung von personenbezogenen Daten abhängig ist, die für die Erfüllung des 
Vertrags nicht erforderlich sind. 

Passende Erwägungsgründe 

(32) Einwilligung (33) Einwilligung zur wissenschaftlichen Forschung (42) Beweislast und 
Erfordernisse einer Einwilligung (43) Zwanglose Einwilligung  

  

https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-32/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-33/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-42/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-42/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-43/
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Art. 9 DSGVO Verarbeitung besonderer Kategorien 

personenbezogener Daten 

1. Die Verarbeitung personenbezogener Daten, aus denen die rassische und ethnische 
Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die 
Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie die Verarbeitung von genetischen Daten, 
biometrischen Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, 
Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer 
natürlichen Person ist untersagt. 

2. Absatz 1 gilt nicht in folgenden Fällen:  

1. Die betroffene Person hat in die Verarbeitung der genannten personenbezogenen 
Daten für einen oder mehrere festgelegte Zwecke ausdrücklich eingewilligt, es sei 
denn, nach Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten kann das Verbot nach 
Absatz 1 durch die Einwilligung der betroffenen Person nicht aufgehoben werden, 

2. die Verarbeitung ist erforderlich, damit der Verantwortliche oder die betroffene Person 
die ihm bzw. ihr aus dem Arbeitsrecht und dem Recht der sozialen Sicherheit und des 
Sozialschutzes erwachsenden Rechte ausüben und seinen bzw. ihren diesbezüglichen 
Pflichten nachkommen kann, soweit dies nach Unionsrecht oder dem Recht der 
Mitgliedstaaten oder einer Kollektivvereinbarung nach dem Recht der Mitgliedstaaten, 
das geeignete Garantien für die Grundrechte und die Interessen der betroffenen 
Person vorsieht, zulässig ist, 

3. die Verarbeitung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person 
oder einer anderen natürlichen Person erforderlich und die betroffene Person ist aus 
körperlichen oder rechtlichen Gründen außerstande, ihre Einwilligung zu geben, 

4. die Verarbeitung erfolgt auf der Grundlage geeigneter Garantien durch eine politisch, 
weltanschaulich, religiös oder gewerkschaftlich ausgerichtete Stiftung, Vereinigung 
oder sonstige Organisation ohne Gewinnerzielungsabsicht im Rahmen ihrer 
rechtmäßigen Tätigkeiten und unter der Voraussetzung, dass sich die Verarbeitung 
ausschließlich auf die Mitglieder oder ehemalige Mitglieder der Organisation oder auf 
Personen, die im Zusammenhang mit deren Tätigkeitszweck regelmäßige Kontakte mit 
ihr unterhalten, bezieht und die personenbezogenen Daten nicht ohne Einwilligung der 
betroffenen Personen nach außen offengelegt werden, 

5. die Verarbeitung bezieht sich auf personenbezogene Daten, die die betroffene Person 
offensichtlich öffentlich gemacht hat, 

6. die Verarbeitung ist zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen oder bei Handlungen der Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen 
Tätigkeit erforderlich, 

7. die Verarbeitung ist auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines 
Mitgliedstaats, das in angemessenem Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, den 
Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und angemessene und spezifische 
Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person 
vorsieht, aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses erforderlich, 

8. die Verarbeitung ist für Zwecke der Gesundheitsvorsorge oder der Arbeitsmedizin, für 
die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit des Beschäftigten, für die medizinische Diagnostik, 
die Versorgung oder Behandlung im Gesundheits- oder Sozialbereich oder für die 
Verwaltung von Systemen und Diensten im Gesundheits- oder Sozialbereich auf der 
Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines Mitgliedstaats oder aufgrund eines 
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Vertrags mit einem Angehörigen eines Gesundheitsberufs und vorbehaltlich der in 
Absatz 3 genannten Bedingungen und Garantien erforderlich, 

9. die Verarbeitung ist aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit, wie dem Schutz vor schwerwiegenden grenzüberschreitenden 
Gesundheitsgefahren oder zur Gewährleistung hoher Qualitäts- und 
Sicherheitsstandards bei der Gesundheitsversorgung und bei Arzneimitteln und 
Medizinprodukten, auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines 
Mitgliedstaats, das angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der 
Rechte und Freiheiten der betroffenen Person, insbesondere des Berufsgeheimnisses, 
vorsieht, erforderlich, oder 

10. die Verarbeitung ist auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines 
Mitgliedstaats, das in angemessenem Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, den 
Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und angemessene und spezifische 
Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person 
vorsieht, für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche 
oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 
Absatz 1 erforderlich. 

3. Die in Absatz 1 genannten personenbezogenen Daten dürfen zu den in Absatz 2 
Buchstabe h genannten Zwecken verarbeitet werden, wenn diese Daten von Fachpersonal 
oder unter dessen Verantwortung verarbeitet werden und dieses Fachpersonal nach dem 
Unionsrecht oder dem Recht eines Mitgliedstaats oder den Vorschriften nationaler 
zuständiger Stellen dem Berufsgeheimnis unterliegt, oder wenn die Verarbeitung durch 
eine andere Person erfolgt, die ebenfalls nach dem Unionsrecht oder dem Recht eines 
Mitgliedstaats oder den Vorschriften nationaler zuständiger Stellen einer 
Geheimhaltungspflicht unterliegt. 

4. Die Mitgliedstaaten können zusätzliche Bedingungen, einschließlich Beschränkungen, 
einführen oder aufrechterhalten, soweit die Verarbeitung von genetischen, biometrischen 
oder Gesundheitsdaten betroffen ist. 

Passende Erwägungsgründe 

(46) Lebenswichtige Interessen (51) Besonderer Schutz sensibler Daten (52) Ausnahmen vom 
Verbot der Verarbeitung sensibler Daten (53) Verarbeitung sensibler Daten im Gesundheits- und 
Sozialbereich (54) Verarbeitung sensibler Daten zu Zwecken der öffentlichen Gesundheit (55) 
Öffentliches Interesse bei Verarbeitung durch staatliche Stellen für Ziele anerkannter 
Religionsgemeinschaften (56) Verarbeitung von Daten zur politischen Einstellung durch Parteien  

Passende Paragraphen des BDSG (neu) 

§ 22 BDSG (neu) Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten § 24 BDSG 
(neu) Verarbeitung zu anderen Zwecken durch nichtöffentliche Stellen § 27 BDSG (neu) 
Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken und zu 
statistischen Zwecken § 28 BDSG (neu) Datenverarbeitung zu im öffentlichen Interesse 
liegenden Archivzwecken  

  

https://dsgvo-gesetz.de/art-89-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-46/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-51/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-52/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-52/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-53/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-53/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-54/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-55/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-55/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-55/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-56/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/22-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/24-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/24-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/27-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/27-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/27-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/28-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/28-bdsg-neu/
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Art. 13 DSGVO Informationspflicht bei Erhebung 

von personenbezogenen Daten bei der betroffenen 

Person 

1. Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der 
Verantwortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten 
Folgendes mit:  

1. den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines 
Vertreters; 

2. gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten; 

3. die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie die 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung; 

4. wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten 
Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden; 

5. gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der 
personenbezogenen Daten und 

6. gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an 
ein Drittland oder eine internationale Organisation zu übermitteln, sowie das 
Vorhandensein oder das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses der Kommission 
oder im Falle von Übermittlungen gemäß Artikel 46 oder Artikel 47 oder Artikel 49 
Absatz 1 Unterabsatz 2 einen Verweis auf die geeigneten oder angemessenen 
Garantien und die Möglichkeit, wie eine Kopie von ihnen zu erhalten ist, oder wo sie 
verfügbar sind. 

2. Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffenen 
Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten folgende weitere Informationen zur 
Verfügung, die notwendig sind, um eine faire und transparente Verarbeitung zu 
gewährleisten:  

1. die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies 
nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 

2. das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die 
betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung oder 
auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen die 
Verarbeitung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit; 

3. wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu 
widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 
Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird; 

4. das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde; 

5. ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich 
vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die betroffene 
Person verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche 
mögliche Folgen die Nichtbereitstellung hätte und 

https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-46-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-47-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-49-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
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6. das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 
gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige 
Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten 
Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person. 

3. Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck 
weiterzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erhoben wurden, so 
stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen über diesen 
anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 2 zur 
Verfügung. 

4. Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene Person 
bereits über die Informationen verfügt. 

Passende Erwägungsgründe 

(60) Informationspflicht (61) Zeitpunkt der Information (62) Ausnahmen von der 
Informationspflicht  

Passende Paragraphen des BDSG (neu) 

§ 4 BDSG (neu) Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume § 29 BDSG (neu) Rechte der 
betroffenen Person und aufsichtsbehördliche Befugnisse im Fall von Geheimhaltungspflichten § 
32 BDSG (neu) Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten bei der 
betroffenen Person  

 

Art. 15 DSGVO Auskunftsrecht der betroffenen 

Person 

1. Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber 
zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der 
Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und auf 
folgende Informationen:  

1. die Verarbeitungszwecke; 

2. die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden; 

3. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die 
personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, 
insbesondere bei Empfängern in Drittländern oder bei internationalen Organisationen; 

4. falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert 
werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 

5. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den 
Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung; 

6. das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde; 

7. wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben 
werden, alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten; 

https://dsgvo-gesetz.de/art-22-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-60/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-61/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-62/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-62/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/4-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/29-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/29-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/32-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/32-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/32-bdsg-neu/
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8. das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 
gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige 
Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten 
Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person. 

2. Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine internationale 
Organisation übermittelt, so hat die betroffene Person das Recht, über die geeigneten 
Garantien gemäß Artikel 46 im Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu 
werden. 

3. Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand der 
Verarbeitung sind, zur Verfügung. Für alle weiteren Kopien, die die betroffene Person 
beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grundlage der 
Verwaltungskosten verlangen. Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so sind 
die Informationen in einem gängigen elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, 
sofern sie nichts anderes angibt. 

4. Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 darf die Rechte und Freiheiten anderer 
Personen nicht beeinträchtigen. 

Passende Erwägungsgründe 

(63) Auskunftsrecht (64) Identitätsprüfung  

Passende Paragraphen des BDSG (neu) 

§ 27 BDSG (neu) Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen 
Forschungszwecken und zu statistischen Zwecken § 28 BDSG (neu) Datenverarbeitung zu im 
öffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken § 29 BDSG (neu) Rechte der betroffenen Person 
und aufsichtsbehördliche Befugnisse im Fall von Geheimhaltungspflichten § 30 BDSG (neu) 
Verbraucherkredite § 34 BDSG (neu) Auskunftsrecht der betroffenen Person  

 

Art. 16 DSGVO Recht auf Berichtigung 

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Berichtigung sie 
betreffender unrichtiger personenbezogener Daten zu verlangen. Unter Berücksichtigung der 
Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht, die Vervollständigung 
unvollständiger personenbezogener Daten – auch mittels einer ergänzenden Erklärung – zu 
verlangen. 

Passende Erwägungsgründe 

(65) Recht auf Berichtigung und Löschung  

Passende Paragraphen des BDSG (neu) 

§ 27 BDSG (neu) Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen 

Forschungszwecken und zu statistischen Zwecken § 28 BDSG (neu) Datenverarbeitung zu im 

öffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken  

 

https://dsgvo-gesetz.de/art-22-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-46-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-63/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-64/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/27-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/27-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/28-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/28-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/29-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/29-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/30-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/30-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/34-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-65/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/27-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/27-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/28-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/28-bdsg-neu/
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Art. 17 DSGVO Recht auf Löschung ("Recht auf 

Vergessenwerden") 

1. Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie 
betreffende personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der 
Verantwortliche ist verpflichtet, personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern 
einer der folgenden Gründe zutrifft:  

1. Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf 
sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig. 

2. Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stützte, und es 
fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung. 

3. Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 Widerspruch gegen die 
Verarbeitung ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die 
Verarbeitung vor, oder die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 2 
Widerspruch gegen die Verarbeitung ein. 

4. Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet. 

5. Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, 
dem der Verantwortliche unterliegt. 

6. Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der 
Informationsgesellschaft gemäß Artikel 8 Absatz 1 erhoben. 

2. Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er 
gemäß Absatz 1 zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der 
verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, 
auch technischer Art, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die 
personenbezogenen Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass eine betroffene 
Person von ihnen die Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von 
Kopien oder Replikationen dieser personenbezogenen Daten verlangt hat. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist  

1. zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information; 

2. zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach dem Recht der 
Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur 
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung 
öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde; 

3. aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
gemäß Artikel 9 Absatz 2 Buchstaben h und i sowie Artikel 9 Absatz 3; 

4. für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische 
Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 
Absatz 1, soweit das in Absatz 1 genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung 
der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder 

5. zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

Passende Erwägungsgründe 

https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-21-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-21-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-8-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-89-dsgvo/
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(65) Recht auf Berichtigung und Löschung (66) Recht auf Vergessenwerden  

Passende Paragraphen des BDSG (neu) 

§ 4 BDSG (neu) Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume § 35 BDSG (neu) Recht auf 
Löschung  

 

Art. 19 DSGVO Mitteilungspflicht im Zusammenhang 

mit der Berichtigung oder Löschung 

personenbezogener Daten oder der Einschränkung 

der Verarbeitung 

Der Verantwortliche teilt allen Empfängern, denen personenbezogenen Daten offengelegt 
wurden, jede Berichtigung oder Löschung der personenbezogenen Daten oder eine 
Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 16, Artikel 17 Absatz 1 und Artikel 18 mit, es sei 
denn, dies erweist sich als unmöglich oder ist mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 
verbunden. Der Verantwortliche unterrichtet die betroffene Person über diese Empfänger, wenn 
die betroffene Person dies verlangt. 

Passende Erwägungsgründe 

(66) Recht auf Vergessenwerden  

 

https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-65/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-66/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/4-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/35-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-neu/35-bdsg-neu/
https://dsgvo-gesetz.de/art-16-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-17-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-18-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-66/

